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Fünfundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Zeitun 


edition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Bo 
Aalen Beftellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Erg 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 6. Januar 1864. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
mburg, 5. Jan. Nach einer Correſpondenz aus Kiel heißt 
es in der Eingabe der Prälaten und der Ritterſchaft vom 28. De⸗ 
zember v. J. an den deutſchen Bund unter Anderem: Wir geben uns 
der feſten Zuverſicht hin, daß die Bundestruppen uns nicht eher ver⸗ 
laffen werden, als bis alle wohlbegründeten Landesrechte hergeſtellt und 
geſichert ſind. Nur in der Durchführung des vollſtändigen Landes⸗ 
rechts erblicken wir eine Sicherung der Landeswohlfahrt. Das Recht 
des Landes verlangt jetzt mehr als die Erzwingung der elf Jahre um⸗ 
gangenen und verweigerten Erfüllung der in den Jahren 1851 und 
1852 feſtgeſetzten Stipulationen. Das Erbfolgerecht in Schleswig: 
Holſtein ift ein nicht zweifelhaftes und beweiſt, daß der Erbprinz Frie⸗ 
drich der rechtmäßige Herzog und das londoner Protokoll ungiltig iſt. 
Es iſt ein gerechter Anſpruch, daß Holſtein in ſeinem Rechte, zuſam⸗ 
men mit Schleswig von Dänemark losgelöſt zu werden, von dem Bunde 
unterſtützt werde. Die Eingabe weiſt dann nach, wie das Recht in 
Schleswig unterdrückt ſei und conſtatirt, wie das Land mit Sehnſucht 
der Entſcheidung des Bundes entgegenſehe, wie ernſtlich es die Ein⸗ 
ſetzung des legitimen Fürſten verlange. Der ſchließliche Antrag geht dahin, 
der Bund wolle bei Entſcheidung über die Erbfolge das Recht 
Holſteins aufrecht erhalten, den Erbprinzen Friedrich von Auguſten⸗ 
burg als Herzog von Schleswig-Holſtein anerkennen und das 
Recht Holſteins wie ſeiner Fürſten auf die vollſtändige und unzer⸗ 
trennliche Verbindung Holſteins mit Schleswig ſchützen. 

Dieſe Eingabe iſt den Bundescommiſſarien überreicht worden. 

Hamburg, 5. Jan. Den „Hamb. Nachrichten wird aus Kiel 
gemeldet, daß die Dänen dem füdöftlihen Güterdiſtrikt in Schleswig, 
dem ſogenannten däniſchen Wohld, ungeheure Requiſitionen, darunter 
Geſtellung von 300 zweiſpännigen Wagen und Lieferung von 3 Mil⸗ 
lionen Pfund Stroh nach Schleswig auferlegt haben. — Der Herzog 
empfing geſtern zahlreiche Huldigungs⸗Deputationen, vornehmlich aus 
Landdiſtrikten. 

London, 4. Jan. Das engliſche Kabinet hat den beiden andern 
nichtdeutſchen Großmächten (Rußland und Frankreich) den Entwurf 
einer identiſchen, an den Bund zu richtenden Proteſtnote gegen das 
Einrücken von Bundestruppen in Schleswig im Sinne des heſſen darm⸗ 
ſtädtiſchen Antrages, vorgelegt. Rußland hat ſofort zugeſtimmt; die 
Antwort Frankreichs wird heute erwartet. 


Preußen. 
Candtags⸗Verhandſungen. 

23. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (5. Januar.) 

Die Tribünen ſind der auf ihnen herrſchenden Kälte wegen faſt leer, auch 
die Bänke im Saale nur dünn beſetzt. An: Wiiniſtertiſche: Hr. v. Roon 
und einige . 2 

Die geſtern beſchloſſene Commiſſion zur Vorprüfung des mit Sachſen⸗ 
Altenburg abgeſchloſſenen r iſt gewählt worden und hat ſich 
conſtituirt. Zum Vorſitzenden iſt der Abg. v. Rönne, zum Stellvertreter deſ⸗ 
elben der Abg. Kratz Saen zum Schriftführer der ie Megede 
u u deſſen Stellv. der Abg. Ottow gewählt. Die übrigen Mitglieder find 

„b. Arnim, Calow, Aa ommſen, Pieſchel, Sachſe, Taddel, 
Verſen, Weeſe und Wolff (Halberſtadt). 
ür den ausgeſchiedenen N Schubert iſt in die Unterrichts Commiſſion 
der 35 Schlick und in die XIV, Commiſſion zur Prüfung der mit den 
früher Reichsunmittelbaren abgeſchloſſenen Vertrage der Abg. Graf Schwerin 
gewählt worden. 1 b 8 

Erſter Gegenſtand der T.⸗O. iſt der Bericht der Budget⸗Commiſſton über 
den Etat der Marine⸗Verwaltung. — Berichterſtatter Abg. Kerſt und 
Harkort. — Zur allgemeinen Debatte erhält das Wort: 

Abn. Harkort: rſelbe beſchwert ſich — der Vortrag ſelbſt bleibt auf 
der Journaliſtentribüne faſt unverſtändlich — über den Mangel an Material, 
ehabt. Es könne 5 5 auch 
von den Berathungen der Commiſſion kein a ß . Reſultat er⸗ 
wartet und dem Hauſe nur empfohlen werden, auf Grund des Art. 82 der 
Verfaſſung, eine Commiſſion zu ernennen, welche den Gegenſtand erſchö fend 
u unterſuͤchen habe. Redner geht darauf, wie es ſcheint, in eine lange Reihe 
ſpecieller Erörterungen ein, um den Beweis zu liefern, daß unſere Marine 

iefmütterlich behandelt werde, und in Folge deſſen ſogar beklagenswerthen 
Mangel an brauchbaren Matroſen leide, da die beſten Seeleute ſich von der 
reußiſchen Marine eg oder zurückzögen. (Die Ausführungen des 
Redners werden erſt aus folgender Erwiderung des Kriegsminiſters ver⸗ 

ndlich. 5 
85 Pc minifte v. Roon: Er glaube, es werde ihm nicht ſchwer werden, 
die von dem Vorredner gegen die Marine⸗Verwaltung ausgeſprdchenen Vor⸗ 
würfe zu widerlegen. Der Abg. habe zunächſt von einem Mangel an Ma: 
terial geſprochen, welches der Commiſſion vorgelegen habe. Er Jane, daß 
die Regierung jederzeit das Material, über welches ſie ſelb ſt verfüge bereit⸗ 
willig zu Gebote geftellt habe. Material vorzulegen, welches die Marine⸗ 
— — ſelbſt noch nicht feſtgeſtellt habe das würde unthunlich geweſen 

ein. Wenn nun von dem Redner eine Anklage erhoben worden, die ſelbſt 
urch tendenziöſe Artikel in der Preſſe und durch tendenzibſe Pamphlete im 
Publikum verbreitet worden ſei, ſo werde es ihm ſchwer, darauf zu antwor⸗ 
ten, weil es ſeine Perſon betreffe. Daß der Kriegsminiſter an der Spitze 
der Marineverwaltung ſtehe, ſei eine Thatſache, welche er nicht herbeigeführt 
be. Er habe allerdings mit ſeiner Verwaltung des Kriegsminiſteriums 

f zu un und es gehöre ein großer Grad von Selbſtüberwindung und 


vera dazu, um das ſchwierige Reſſort der Marine⸗Verwaltung mit zu 
a 


fei um fo ſchwieriger, als eine Menge von organiſchen Beſtimmun⸗ 
er zu treſſen Er welche urea erſcheinen. Wenn in Bezug auf den 
rganismus noch nicht jo viel gethan ſei, wie es wünſchenswertz wäre, jo 
ſei Vas nicht die Schuld des Kriegsminiſters. Den Vorwurf, daß die Ver⸗ 
waltring der bei den vielen Sorgen des Kriegsminiſters von feiner 
Seite eine ſtiefmütteriiche Behandlung erleide, müſſe er zurüdweiſen. Er 
8 ein warmes Herz fur die Sache; daß er nautiſche Kenntniſſe nicht 
efige, ſei kein Einwand, der für feine Befähigung zur Verwaltung der 
Marine durchſchlagend wäre. Es komme darauf an, daß die Verwaltung 
eine ſachgemäße ſei, und daß in denjenigen Branchen der Verwaltung, wo 
der Spitze die techniſche Kenntniß fehle, der Rath bei vorzüglichen prattiihen 
Rathen geſucht werde. Es ſei nicht richtig, daß die Behandlung der Marine 
eine tiefmütterliche fei, weil die Militärverwaltung fo große Mittel in An⸗ 
ſpruch nehme. Er berufe ſich auf die Verhandlungen des Hauſes im Jahre 
1802; damals ſeien mit vieler Mühe 200,000 Thlr. bewilligt worden den 
vielen Forderungen der Marineverwaltung „gegenüber, welche unberückſichtigt 
blieben. Dieſe karge Bemeſſung der Mittel fei nach ſeiner Auffaſſung 
der Hauptgrund, warum viele Mängel, welche der Abgeordnete gerügt habe, 
noch nicht abgeſtellt ſeien. Erwidern aber Müfje er demſelben, daß wir aller⸗ 
dings ein Marine⸗Comite unter dem Namen des „Admiralitätsraths“ bes 
fen, zur Berathung von techniſchen Anden Wenn der Redner auf das 
e hingewieſen habe, daß ein Inf anterie⸗ General die Direction 
erhalten babe, fo fei ein ſolcher Vorwurf nicht berechtigt, ſo lange die Ver⸗ 
waltung der Sache entſpreche. 
Der Hr. Abgeordnete habe ferner geſagt, der Verwaltungsapparat ſei 
koloſſal gegenüber der Truppe; er ſagte, die Verwaltung ſei ein Rieſe und 
die Marine ein Kind. Wenn ein Kind groß gezogen werden ſolle, bedürfe 
es der Pflege und Belehrung. Daß der Zuſchnitt der Marine nicht in den 
Dimenſionen bleiben könne, welche ſie bisher habe, darin ſei die Verwaltung 
mit der Landesvertretung einverſtanden; es habe bisher nur gt den Mitteln 
ehlt, um eine größere Flotte ſdin, en Es handle ſich däbei aber nicht 
iffsbau 


Kos um einen vermehrten Sch „ſondern auch um die Beſchaffung der 


nöthigen Mannſchaften. Wenn gegenwärtig bei der beabſichtigten Indienſt⸗ 
ſtellung der Marine es an Mannſchaften fehle, fo ſei das nicht Schuld 
der Regierung, ſondern Derjenigen, die bisher die Vermehrung des Flotten⸗ 
perſonals ſtandhaft verweigert hätten. Der Mangel an Kriegshäfen ſei 
allerdings ein begründeter Uebelſtand. Auch er Nene denſelben. Die 
Anlegung eines ſolchen Hafens ſei eine ſehr koſtſpielige Angelegenheit, welche 
reiflich erwogen werden müſſe. Dieſe Erwägungen ſeien zu einem Abſchluß 
gelangt und würden demnächſt auch zur Kenntniß der Landesvertretung ge⸗ 
bracht werden. Der Hafen von Swinemünde biete vorläufig eine Sicherheit 
für die Flotte. Eine fernere Bemerkung des Redners anlangend, möge es 
zweckmäßig ſein, Schiffsjungen auf Handelsſchiffe zu geben und ein Geſetz 
zu erlaſſen, welches feinen verpflichte, Schiffsjungen an Bord zu neh: 
men. Allein das Schiffsjungen⸗Inſtitut habe den Zweck, Unteroffiziere zu er⸗ 
ziehen und dazu ſei mehr erforderlich, als die Ueberweiſung der Schiffsjungen 
an die Handelsmarine. Was der Vorredner in Bezug auf die beſſere Be⸗ 
zahlung der Offiziere geſagt habe, acceptire er beſtens; dies hänge aber nicht 
von der Verwaltung allein ab. In einzelnen Fällen ſei eine beſſere Bezah⸗ 
lung begehrt, dem Begehren aber keine Folge gegeben worden. Alle übri⸗ 
gen Vorwürfe des Vorredners müſſe er als nicht ſubſtanziirt bezeichnen und 
enthalte ſich der weiteren Bemerkungen darüber. 


Abg. Stavenhagen: Er wolle nur conſtatiren, daß das Haus die 
Summe für die Anſtellung eigentlicher e nie verweigert habe. 
— Der riegsminiſter macht darauf aufmerkſam, daß das Haus noch 
im vorigen Jahre die Anſtellung eines Oberwerftdirectors, der bereits den 
Rang eines Corvetten⸗Capitäns gehabt, abgelehnt habe. — Abg. Raſſo w 
conſtatirt, daß die Commiſſion in dieſem Jahre die f pere eines Ober⸗ 
werftdirectors genehmigt habe. — Referent Kerſt gebt peciell auf die Aus⸗ 
laſſungen des Kriegs miniſters ein, die er zu widerlegen ſucht. Der Kriegs⸗ 
miniſter habe dem Hauſe vorgeworfen, daß es nichts für die Marine thue, 
und damit wahrſcheinlich auf die Ablehnung der vorjährigen Regierungsvor⸗ 
lage hindeuten wollen. Dieſe ſei indeß aus ganz andern Gründen erfolgt, 
weil die Regierung dem Wunſche des Hauſes nach Vorlegung eines Grün⸗ 
dungsplanes für die Marine nicht nachgekommen ſei, und weil das Haus 
nicht eher eine Bewilligung habe machen wollen, bis es nicht im Stande ſei, 
zu überſehen, was denn aus der preußiſchen Marine am Ende werden ſolle. 
Das Haus habe im Gegentheil zu jeder Zeit ſeine Bereitwilligkeit an den 
Tag gelegt, für die Marine Alles zu thun. Die Schuld liege aber an dem 
Staatsminiſterium, welches die gemachten Zuſagen nicht erfüllt habe. 
Der Marine⸗Etat befinde ſich bei uns überhaupt nur im Proviſorium, 
was ſchon daraus hervorgehe, daß das Extraordinarium größer ſei, als das 
Ordinarium. Der Reſerent rügt ferner, daß unter der Verwaltung des ge⸗ 
genwärtigen Marineminiſters die Verwaltungskoſten der Marine ſich ungemein 
vermehrt hätten, und daß Stellen, die naturgemäß von See-Dffizieren hätten 
fun ſein müſſen, ſich in den Händen don entered be⸗ 

nden. 

Der Regierungscommiſſar erwidert, daß die irrthümliche Auffaſſung 
des Referenten in Bezug auf die Vermehrung der Verwaltungskoſten wohl 


auf dem Umſtande beruhe, daß der Marineetat in dem letzten Jahre eine 


größere Ausdehnung erhalten habe und eine überſichtlichere Anordnung noth⸗ 
wendig geweſen ſei, namentlich inſofern als die bei den verſchiedenen Kom⸗ 
mandos beſchäftigten See⸗Offiziere beſonders hätten 1 12 werden müſſen. 
— In Betreff der Verwendung von Infanterie ⸗ Offizieren für wenige 
Stellen bemerke er, daß mit der größeren Vermehrung des See⸗Offiziercorps 
auch für die Beſetzung dieſer Stellen mit naar werde N getra⸗ 
gen werden können. — Ref. Abg. Kerſt empfiehlt noch einmal die Annahme 
des Commiſſionsantrages. Das Haus nimmt, wie der Präſideut bemerkt, 
einſtimmig den Antrag an, gegen die königl. Staatsregierung die Erwartung 
auszuſprechen, daß zugleich mit dem Etat von 1865 ein Gründungsplan 
der Flotte vorgelegt werde. f 
Die Commiſſion beantragt vom Einkommen des Departements⸗Direktors 
um Thlr.) 400 Thlr. abzuſetzen und die an den Etatsanlagen befindliche 
andbemerkung zu ſtreichen, daß, wenn dieſer Direktor lderſelbe iſt jetzt 
Generalmajor) den Rang eines Diviſions⸗Kommandeurs erreiche, die in jenem 
eee begriffene Zulage von 300 Thlr. auf 1200 Thlr., und falls er 


eral-Lieut t 
5 5 3 enant ſein ſollte, das Gehalt von 3000 Thlr. auf 4000 Thlr. 


Kriegsminiſter v. Roon: Er wolle nur conſtatiren, daß di ie⸗ 
zung nicht einverſtanden ſei mit der dem Haufe ee e 
ſie betrachte vielmehr die Fortzahlung dieſes Gehalts an den Marinedirekkor 
als nothwendig, und würde glauben, ihre Pflicht gegen den betreffenden Offi⸗ 
ier zu verletzen, wenn ſie der Abſetzung zuſtimmte und dadurch das dem 

vancement in der Armee entſprechende Gehalt vorenthielte. Er ſelber ſtehe 
nicht an, feine Ueberzeugung dahin anszufprechen, daß die Marine⸗Verwal⸗ 
tung eine militäriſche ſein ſolle und müſſe. Sobald man unter dem 
See⸗Offiziercorps die nöthige Auswahl habe, werde man einen der Fall fe, 
zier an die Spitze der Verwaltung ſtellen, fo lange dies nicht der Fall ſei, 
einen Offizier der Armee; man habe deswegen einſtweilen einen Infan⸗ 
terie-General an die Spitze geſtellt, und er ſei der Anſicht, daß dieſer nicht 
verkürzt werden dürfe in dem Gehalte, zu welchem er in der Armee in 
Solge des Avancements aufrücken würde. 
bg. Harkort verwahrt ſich Namens der 1 ei gegen die Be⸗ 
hauptung des Marine⸗Miniſters, = die Marine Verwaltung eine militä⸗ 
riſche ſein müſſe. — Miniſter v. Roon erwidert, er habe nur ſagen wol⸗ 
len, daß es gegen die Grundſätze der Marine⸗Verwaltung aller großen See⸗ 
Staaten verstoßen würde, wenn es anders wäre. 

Abg. Graf Schwerin proteſtirt gegen die heute mehrmals gehörte Er⸗ 
klärung, der und der Antrag ſei einſtimmig angenommen worden; es konne 
aber nür heißen: „ohne Widerſpruch“, da z. B. er ſelber nicht für alle 
e ſei, aber bei den großen Majoritäten für dieſelben nicht 
in jedem einzelnen Falle widerſprechen möge. — Referent Abg. Kerſt 
widerſpricht der Behauptung des Miniſters v. Roon, es ſtänden in allen 
Seeſtaaten Offiziere an der Spitze der Maxineverwaltung, unter Hinweis 
auf England, Amerika und Frankreich unter Ludwig XVIII. (wo lange 1 85 
ein Mann Marineminiſter geweſen, der nie See-Dffizier, ſondern nur Schiffs⸗ 
baumeiſter geweſen wäre). — Miniſter v. Roon erwidert, aus den ange⸗ 
führten Beiſpielen ſcheine zunächſt nur zu folgen, daß auch in Preußen 
ebenfalls Jemand Marineminiſter ſein könne, der nicht Offizier zur See ge⸗ 
weſen. Im Uebrigen halte er feſt an fin e daß in jeder 
1 Marine die Verwaltung eine militäriſche ſei und fein müſſe. — 

15 Harkort. Er habe nur verlangt, daß an der Spitze der Marinever⸗ 
waltung nicht Armee⸗ Offiziere, ſondern Flotten⸗ Offiziere ftehen. — Das 
Haus tritt dem Antrage der Commiſſion ebenſo wie allen folgenden bei; bei 
5 pc erhebt der Regierungs⸗Commiſſar im Intereſſe des Dienſtes 

iderſpruch. 5 

Die Regierung hat 5040 Thlr. für die Marine⸗Stabswacht (zur Auf: 
rechterhaltung der Polizei auf den Schiffen und Werften) gefordert, die Com⸗ 
miſſion beantragt, dieſelben in die Rubrik „künftig wegfallend“ zu ſtellen. 

Abg. v. Vincke⸗Olbendorf: Es liege eine techniſche Frage vor, 
die nur ein Seeoffizier — und ein folder ſei nicht im Haufe — zu beant⸗ 
worten vermöge, in dergleichen techniſchen Fragen gelte ihm das Urtheil 
r mehr, als das der fleißigſten Dilettanten; das Haus 
müſſe ſich deshalb hüten, hier eine Entſcheidung zu treffen, ja, es würde 
durch ein ſo ſummariſches Verfahren keinen bortbeilbaften Eindruck auf das 
Land machen. Den Flottenoffizieren konne man nicht zumuthen, die Polizei 
Sci Pflichtvergeſſene zu üben, ſie etwa mit Gewalt aus den inneren 

chiffsraͤumen heraufzuholen, dazu ſei ein beſonderes Polizeiperſonal uner⸗ 
läßlich; habe doch 5 Armee auch ihre Armee-Gensd’armerie. — 
Abg. Harkort bedankt ſich für das Prädikat „Dilettant“ und meint, daß 
bei uns Unteroffiziere dieſen Dienſt ganz gut verrichten könnten. Uebrigens 
wolle er, um die don der Marine⸗Stabsmacht geübte Nuß ehant zu charak⸗ 
teriſiren, noch bemerken, daß in Danzig zweimal die Kupferhaut vom Kiele 
eines Schiffes geſtohlen worden ſei. — Abg. Stapenhagen: Ueber die 
hier vorliegende Frage könne Jeder, auch Wu Techniker zu ſein, ſich ein 
Urtheil bilden. Die Armee⸗Gensd'armen ſeien perſönliche Ordonnanzen, die 
Stabswacht habe nur für die Ordnung im Hauptquartier zu ſorgen und 
kümmere ſich um die Armee als e nicht. Ein Gensd'armerie⸗Inſtitut, 
wie es die napoleoniſche Armee beſeſſen habe, ſei bei unſerer Armee voll⸗ 
kommen entbehrlich, und auch unſere Marine würde der Stabswacht aus 
gleichem Grunde entrathen können. 8 


Abg. v. Unruh: Die Stabswacht hänge zuſammen mit der inneren Or⸗ 
ganiſation der Marine, und da Sachverſtändige ihm erklärt hätten, daß die 
älteren Matroſen, die allein die dazu erforderliche Autorität beſitzen würden, 
ſich mit dieſem Dienſte nicht befaſſen mögen, ſo ſtimme er für Beibehaltung 
dieſer Einrichtung. — Berichterſtatter Abg. Kerſt will zur näheren Defini⸗ 
rung ſeines „Dilettantismus“ nur daran erinnern, daß er lange Jahre hin⸗ 
durch ſich nicht blos durch dreitägige Beſichtigungen von Marine⸗Verhältniſſen 
Kenntniß verſchafft, daß er allein in Gemeinſchaft mit einem bremer Kauf⸗ 
mann, in den wenigen Monaten vom 15. November 1848 bis zum 21. April 
1849, die deutſche 91 80 aus dem Nichts geſchaffen habe; dieſelbe habe min⸗ 
deſtens dieſelbe Zahl Schiffe gezählt, wie die preußiſche Marine in eben ſo 
viel Jahren. — Da Schiffscommandant ernenne auf feinem Schiffe einen 
Unteroffizier zur Handhabung der Polizei und er beftreite entſchieden, daß der 
Infanteriſt oder Seeſoldat an Bord — wo er immer nur eine „Landratte“ 
bleibe — ein geeigneter 0 ſei; in der erſten 575 hindere ihn ſchon die 


Seekrankheit daran (Heiterkeit). Wo eine Marine ſich nicht blos aus Lan⸗ 
deskindern rekrutire, ſondern hauptſächlich aus Fremden, da moͤge es ange⸗ 
meſſen ſein, auch Seeſoldaten für die Polizei zu verwenden, um Meute⸗ 
reien u. ſ. w. zu unterdrücken. 

Abg. v. Vincke⸗Olbendorf bemerkt zur Entſchuldigung ſeines Aus⸗ 
W ihm der Lebenslauf des Vorredners ſo genau nicht bekannt ge⸗ 
weſen ſei. 

Der betr. Antrag der Commiſſion, wie die 2 8 werden 
angenommen. Zum Neubau von Schiffen und Ankauf von Schiffsbau⸗ 
hölzern werden 380,000 Thlr. gefordert. In der 88 iſt über das 
bei Samuda in London für die preuß. Marine im Bau befindliche Panzer⸗ 
TORE SEEN t verlangt worden. 

bg. v. Rönne knüpft daran an: Keine Nation habe auf dem Gebiete, 
welches das Haus eben beſchäftige, ſo viele 1 ſammeln können, 
wie die Amerikaner, und dieſe hätten die hölzernen Seeſchiffe als unzweck⸗ 
mäßig verworfen und durch eiſerne erſetzt. Darauf möchte er die beſondere 
Aufmerkſamkeit der Regierung lenken, und für die Küſtenvertheidigung die 
Form der „Monitore“ empfehlen. Wenn in der letzten Zeit die 1 
von dem preußiſcherſeits beabſichtigten Ankaufe zweier Widderſchiffe in Eng⸗ 
land geredet und behauptet hätten, dieſer Ankauf ſei durch England aus Zärt⸗ 
lichkeit für Dänemark inhibirt worden, ſo 1 5 er von dem Herrn Kriegs⸗ 
und Marimeminiſter darüber Genaueres zu erfahren. — Miniſter v. Roon: 
Die erwähnten Zeitungsnachrichten ſeien nicht genau; vielmehr habe er die 
ae oder ähnliche Schiffe zu erwerben, noch nicht aufgegeben. 

ravo rechts. 

Die Commiſſion beantragt die von der Regierung geforderten 30,000 Thlr. 
als erſte Rate für ein Marines Dienftgebäude zu Berlin abzuſetzen. Abg. 
Raſſow: Die geforderten 30,000 Thlr. ſeien unmöglich zu bewilligen, jo 
lange die Regierung nicht erkläre, welches Gebäude angeln werden jolle, — 
Abg. v. Sauden (Gerdauen) fragt, ob das Gerücht Recht habe, welches 
von dem Bun: eines gewiſſen Hauſes an Linden⸗ und Wilhelmsſtraßen⸗ 
Ecke für 200, Thlr. Bein — Miniſter v. Roon verneint die Frage; er 
wiſſe nicht, woher der Abgeordnete die ä zu derſelben genommen. 
— Abg. Harkort: „Wir haben uns Jahre lang in ſchlechten Lokalitäten 
beholfen, und ſomit werden es Andere auch wohl können.“ 

Der Antrag der 77 0 wird mit großer Majorität angenommen 
und damit iſt dieſer Etat erledigt. 

Es folgt der Bericht der Budgetcommiffton über den „Etat des Miniſte⸗ 
riums der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheiten. — Ber 
richterſtatter Abg. Rohden und Schmidt (Randow). - 

Die erſte Debatte erhebt ſich bei dem Antrage der Commiſſion: „Die 
Beſoldung von 500 Thlrn. für ein drittes gei tliches Mitglied des Ober: 
Kitchenratys und die Beſoldung von 1200 Thlr. für einen zweiten expedi⸗ 
renden Secretär und Calculator derſelben Behörde abzuſetzen.“ 

Abg. Richter: Die Regierung habe die beantragte Mehrforderung das 
durch zu . geſucht, daß die Ausbildung der Kirchenverfaſſun durch 
Schaffung neuer Organe auch vermehrte Arbeitskräfte erfordere. Was i 
denn aber ſeit den zehn Jahren, daß der „Ober⸗Kirchenrath“ beſtehe 
haupt für die Ausbildung der Kirchenverfaſſung geſchehen? Er habe ſchon 
im vorigen Jahre dieſe Anfrage an den Cultusminiſter gerichtet, ohne eine 
Antwort erhalten zu haben, und glaube, er werde auch IE nach Ablauf 
eines neuen in keine befriedigende Antwort erhalten. Er wolle nun 
aber auch das Interimiſtikum, in dem ſich der Oberkirchenrath durch die vor⸗ 
läufige b des Präſidiums deſſelben an den Cultusminiſter be⸗ 
finde, etwas beleuchten. Zunächſt aber wolle er dem Hrn. Cultus miniſter 
Gelegenheit geben, die Gerüchte, welche über den Grund dieſes nterimiſti⸗ 
kums umliefen, durch eine öffentliche Erklärung zu beſeitigen. 85 heiße es 
einerſeits, daß die Präſidenten⸗Stelle des Ober⸗Kirchenraths gänzlich mit dem 
Cultus⸗Miniſterium verſchmolzen, andererſeits, daß dieſelbe für die Perſon 
des gegenwärtigen Cultusminiſters reſervirt bleiben ſolle. 


Das Interimiſtikum ſelbſt vernichte den letzten Reſt der Selbſtſtändigkeit 
der Kirche. Es heiße zwar in der betr. Ordre, daß die Selbſtſtändigkeit der 
kollegialiſchen Berathung dadurch nicht vermindert werden ſolle, aber es ſei 
doch unzweifelhaft, daß die Stimme des Miniſters als Vorſitzendem das 
größte Gewicht haben werde, obgleich er an deſſen ehrlichem Willen gar nicht 
weifle. Wenn z. B. ein Abgeordneter, der zugleich Untergebener des Ober⸗ 

rchenrathes ſei, dem Cultusminiſterium unbequem werde 3 ſo 
müßte bei vollſtändiger Selbſtſtändigkeit und Trennung des Oberkirchenraths 
vom Cultusminiſterium der Miniſter feinen Antrag beſonders einreichen, und 
die Entſcheidung wäre ganz una ach von ſeinem Willen. Jetzt ſei das 
ganz anders. Fett ergehe ganz einfach eine Anweiſung des Oberkirchenraths 
an die Provinzialbehörde, und dieſe verfüge gegen das unbequeme Mitglied 
auf „höhere Anweiſung“. Der Fall ſei kein ea ondern ſtehe leibhaf⸗ 
tig vor dem Hauſe (Heiterkeit). Der Oberkirchenrath ſolle die Initiative zur 


. der Kirchenverfaſſung ergreifen; wie könne man aber bei den 
n 


bekannten Anſichten der Regierung „über Selbſtſtändigkeit und Freiheit“ ans 
dung in der 


eg daß, wenn ſie das Organ zu dieſer Ausbi nd be⸗ 
ha 5 a „Selbſtſtändigkeit und Freiheit“ der Kirche wirklich werde befördert 
werden 


12! Er glaube alſo nicht, daß die Motivirung der Regierung in dem 
Commiſſionsberichte ernſtlich gemeint ſei. Der Kirchenrath babe duch das 


ei feine an verloren, und er empfehle daher den 


ntrag der Commiſſion. (Bravo. 


Cultusminiſter v. Mühler 125 der leiſen Stimme des Redners iſt der 
iftentribüne nur ſchwer verſtändlich) erklärt 


Zuſammenhang auf der Journ 
unächſt die Gerüchte, daß die Präſidentenſtelle des Oberkirchenraths mit dem 
ultusminiſteriums verſchmolzen oder gar für ihn perſönlich reſerbirt werden 

ſolle, für durchaus unbegründet und ſucht ſodann durch neuere Data den 

Vorwurf des Vorredners zu widerlegen, als ob durch den Kirchenrath nichts 
ür die Ausbildung der Kirchenverfaſſung geſchehen ſei. Er motivirt ſchließ⸗ 

lich die neu zu creirenden Stellen durch den Hinweis auf das Votum eines 
etzt verſtorbenen pflichttreuen Mitgliedes des Oberkirchenraths, der dieſelben 
ür dringend nothwendig gehalten habe. — Referent Abg, Schmidt (Ran⸗ 

dow) geht auf die bisherige Thätigkeit des Oberkirchenraths zurück und iſt 
der Meinung, daß derſelbe für die Erfüllung ſeiner Hauptaufgabe, die Aus⸗ 

[nbrung des Art. 15 der Verfaſſung noch ſehr wenig gethan habe. — Der 
ntrag der Commiſſion wird mit ſehr großer Majorität angenommen. 

Zu dem Antrage der 2 ſoldun 
eine neue Schulrathsſtelle in Koblenz abzuſetzen“, nimmt das Wort Abg. 
Schulz (Borken): Die Commiſſion habe den Antrag dadurch allein motivirt, 
daß nach ihrer Anſicht an die Arbeitskräfte der beiden Schulräthe des Schul⸗ 
kollegiums zu Koblenz verhältnißmäßig nicht viel größere Anforderungen ges 
macht werden, ais in anderen . Die Regierung habe die entge⸗ 

engeſetzte Anſicht aufgeſtellt. Beide Anſichten feien ohne Gründe aufgeſtellt. 

d alls aber habe doch die Regierung die großere Sachkenntniß für ſich, 
er Redner ſucht nunmehr durch ſtatiſtiſche Angaben, namentlich durch Ver⸗ 
gleichung der Rheinprovinz mit Weſtfalen, das Bedürfniß der neuen Schul⸗ 

rathſtellen nachzuweiſen. Er hege nach den ohwaltenden te das 

Vertrauen, daß die neue Stelle eine katholiſche fein werde. — Der Cultus⸗ 

miniſter v. Mühler ſchließt ſich den N des Vorredners voll⸗ 
tändig an, indem er namentlich das größere Bedürfniß der Rheinprovinz 
etont. — Ref. Abg. Schmidt (Randow) tritt den Ausführungen des Abg. 

Schulz entgegen, indem er auf die vorjährigen Verhandlungen zurückgeht und 


befürwortet den Commiſſionsantrag; derſelbe wird mit großer Majorität an⸗ 


genommen. 


en ̃ 


6. 8 


„die Beſoldung von 1500 Thlr. für 


7 


8 


| bringen zu können, wenn jie das Verhältniß des 


Petent 
rer 
über 


kl. d beitiı daß 
15 
u 


Zu dem Antrage: „den re ih: von 5400 Thlr. für die Ritters 
Akademie in Brandenburg abzuſetzen“, nimmt das Wort zunächſt der 
Kultusminiſter v. Mühler, um an 25 en, daß der Beſuch der Ritter⸗Ala⸗ 
demie ſeit der letzten Verhandlung bedeutend geſteigert habe und jetzt 
86 Schüler in der Anſtalt wären; auch ſei die Excluſivität nicht mehr vor⸗ 
handen, die man ihr früher vorgeworfen. Er bitte daher das Haus, den 
beantragten Zuſchuß zu bewilligen. — Abg. Parriſius (Brandenburg): 
Der größere Beſuch der Ritter⸗Akademie rühre von lokalen Verhältniſſen her, 
die viele Bewohner Brandenburgs bewogen, ihre Kinder ſtatt auf das Gym⸗ 
naſium, auf die Ritter⸗Akademie zu ſchicken. Der beantragte Zuſchuß beziehe 
ſich aber gar nicht auf dieſe Schüler, ſondern auf die „Freistellen“, und dieſe, 
die Zahl der ſogenannten „Ritter“ habe ſich nicht Lermehrt. Er empfehle 
daher den Commiſſions⸗Antrag. Anders ſtände die Sache, wenn die Regie⸗ 
rung das Bedürfniß zweier Gymnaſien in Brandenburg befriedigen wollte. 
— Abg. v. Benda: Er wolle auch keinen Staatszuſchuß für Anſtalten ber 
willigen, die auf den Geiſt der pribilegirten Intereſſen gegründet ſeien. — 
Cultusminiſter v. Mühler weiſt darauf hin, daß es ſich um die Exiſtenz 


einer ſeit hundert Jahren beſtehenden Anſtalt handle. — Abg. Graf Schwerin 
ſtellt in Abrede, daß dies der Fall ſei, da die Ritter⸗Akademie aufgehoben 


eweſen ſei; er habe deren Wiederherſtellung bedauert, da die ihr zu Grunde 
bh Tendenzen nicht berkannt werden könnten. Er ſtimme gegen den 
Inſchuß. — Nach einer Necapitulation des Referenten Abg. Schmid 

andow) wird auch dieſer Antrag der Commiſſion gegen den alleinigen 

Keriyrud) der Conjerbativen angenommen, 

Bei dein Titel „Gymnaſien und Realſchulen“ bemerkt der Abg. Graf 
Cieszkowski: Schon beim Beginne der Sitzungsperiode hätten er und 
ſeine Freunde erklärt, daß ſie ſich, in ee der ernſten Zeit, aller 
wichtigen Anträge enthalten würden. Sie hätten aber gebeten, dieſe Ent⸗ 
15 amkeit nicht für ein Aufgehen ihrer Anträge zu halten, und dieſe Cr: 

Bun, müſſe er jetzt wiederholen. Mit Ruckſicht auf den einſtimmigen Be⸗ 
li des Hauſes über den Antrag, das Gymnaſium in Trzemeszno betref⸗ 
end, richte er an den Herrn fie die Frage: welche N in 

olge dieſes Beſchluſſes getroffen ſeien? — Der Cultus miniſter ſchweigt 
und Abg. Graf Cieszkowski conſtatirt dies ausdrücklich. — Cultusminiſter 
v. Mühler erhebt ſich: Wenn der Abgeordnete durchaus eine Antwort 
auf ſeine Frage haben wolle, jo erkläre er, 1 die Staatsregierung lediglich 
bei 20 Auffaſſungen ſtehen bleibe, welche ſie in der Sitzung, in welcher 
bel 1 ag verhandelt wurde, dargelegt habe. — Damit iſt die Angelegen⸗ 
eit exledigt. ; 

Bei den A außerordentlichen Ausgaben: „Bau von Gymnaſial⸗ 
gebäuden“, ergreift Abg. v. Tokarskt das Wort, umſdas Miniſterſum daran 
A erinnern, daß daſſelbe an den Bau des Gymnaſiums zu Neuſtadt in 

eſtpreußen 127 nicht gedacht habe. Das Gymnaſium les iſt im Jahre 1859 
18 99 habe großen Aufſchwung genommen; es beſitze aber kein Gebäude, 
und die Kinder (auch die des Redners) würden in Viehſtällen untergebracht, 
25 anſteckende e ausgebrochen ſeien (ob! oh!). Das ſeien 

ae en; die Lokalitäten beſtänden aus einer früheren Ackerbürgerwohnung, 
aus Viehſtällen und aus einem 7 Armen⸗Lazareth. Er könnte Vieles 
anführen, aber der Anſtand verbiete es ihm. (Heiterkeit.) Er begreife nicht, 
wie man darüber lachen könne. Auch die Lehrer ſeien nur ſehr kärglich be⸗ 
ſoldet, — Regierungs⸗Commiſſar. Die Anſtalt ſei 1859 gegründet 
und hahe ſchne de end erfahren. Die vorhandenen Räume reichten 
nicht aus und es ſei der Neubau bereits vorbereitet. Die Regierung ver⸗ 
diene in dieſem Falle eher ein Lob als einen Tadel; denn ſie habe de dieſer 
Sache mit beſonderer Liebe angenommen. (Heiterkeit) Daß der Etat keine 
Summe für den Bau nachweiſe, komme daher, weil die Re feu eine 
Summe aus einem Stiftungsfonds geſpart habe, um mit dem Baue ſchneller 
vorzugehen. Die gerügten Uebelſtände ſeien nicht der Art, wie der Redner 
ſie geſchildert habe. 6 

„ b. Tokarski: Er wundere ſich, daß der Regierungs⸗Commiſſar ihm 
den Vorwurf der Unwahrheit ins Geſicht ſchleudere. Er bleibe bei der Be⸗ 
hauptung, daß anſteckende Krankheiten entſtanden ſeien und berufe ſich auf 
das Gutachten des Kreisphyſikus. Warum habe man das Geld für dieſen 
Bau nicht, wenn man es doch für die Ritterakademie 121 5 (Bravo.) 
— Regierungs⸗Commiſſar: Seitens der Provinzialbehörde ſei eine 
ſolche Anzeige nicht hierher gekommen. — Nach einer nochmaligen Bemerkung 
deß Abg. v. Tokarski iſt dieſe Angelegenheit erledigt. — Die einzelnen Anz 
age der Commiſſion werden genehmigt und der Etat ohne weitere Diskuſ⸗ 
ſion erledigt. f 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Fortſetzurg der Bera⸗ 
1 65 des erſten Berichts der Petitions⸗Commiſſion. Der Rector Markus 
3 
des Cultusminiſteriums kategoriſch geſtellten Alternative entweder die Redac⸗ 
tion des von ihm redigirten „Bürger⸗ und Bauernfreundes“ niederzulegen 
oder die Entziehung der Conceſſion zur Leitung der von ihm gehaltenen 
ho eren Privat⸗Töchterſchule zu gewärtigen, gezwungen geweſen jet, die Re⸗ 
daction niederzulegen. Petent beantragt: 1) ein hohes Haus der Abgeordne⸗ 
ten wolle ſeine Sache verfechten und DAN wirken, daß ihm das von dem 
königl. Miniſterium entzogene Recht, neben ſeiner Stellung als Vorſtand 
997 Privat⸗Töchterſchule eine Redaction führen zu dürfen, welches ihm nach 

22 des Preßgeſetzes ohne höhere Genehmigung, weil er weder unmittel⸗ 
arer noch mittelbarer Beamter ſei, zuſtehe, wieder kana en werde, ohne 
dei die Entziehung der ihm verliehenen Conceſſion als Schulvorſtand zu 
befürchten habe, zumal er durch das gegen ihn beliebte Verfahren weſentlich 

einen Erwerbsguellen beeinträchtigt ſei, und 2) ein hohes Mae wolle 

109 rückſichtlich der Gabinet3sOrbre vom 10. Mai 1834, die ihm 
endle einmal gebührende Geltung verſchaffen und die Aufhebung derſelben 
Ent en. Die Lone ſion beantragt, die vorliegende Petition der königlichen 
atsregierung zur Berückſichtigung des HER Antrages des Petenten zu 
überweiſen, den zweiten Antrag deſſelben aber durch dieſe aus der bereits 
durch Art. 109 der Verfaſſung erfolgten Aufhebung der Cab.⸗Ordre vom 
10. Jun 1884 motivirten Ueberweiſung für erledigt zu erachten. — Abge⸗ 
ne Schulz (Borken) ſtellt den Antrag: über die Petition zur Tages⸗ 

e 


d 


U 4 en. 
Culfusminiſfer d. Mühler: Der Comm.⸗Bericht habe die factiſche Sach⸗ 
lage vol mmer richtig dargeſtellt. Allein der Geſammtauffaſſung der Com⸗ 

miſſien über die Entwickel ng der Geſetzgebung könne er nicht zuftimmen, | jchl 
md die daraus gezogenen 0 erungen 1 Ailen, Die Comm, gehe das 
n aus, dur I Ve en der große Grundſatz der Lehrfkeibeit eta⸗ 
litt ſei. Es ſei n Hat, 0 die Verf. die Unterrichtsfreiheit im unbe⸗ 
In Ahe habe; ſie mache die Ausübung des Lehramtes viel⸗ 


Bedingungen abhängig. Was den „Staat Friedrich des 
de auf 190 gezug 1 I anlange, ſo lägen ihm drei Erz 
laſſe aus Ei des * en it, vor, welche das Gegentheil von dem 
Sa wa Eye 117 0 53 ſei dies 1) die minden⸗ravensbergiſche 
Schu re von 1757, worin anspefproden worden, daß Niemand ſich uns 
terſtehen ſolle, cheß . fei 00 Erlanbnip Schulen zu errichten und 
ji U * 925 Ar eneral Sand ⸗Schufreglement vom Jahre 1768, und 
e A Pal 1 bac 11 vr Grundſätze e „Die 
Pieberhergeftelt werden len, Ab auch Nie Mur elle babe vielen 
wieder aufgenommen. Bei dem Petenten ha ? hs i \ 
Ennangspeikhung, fohdern um wie Urn e es ſich nicht um eine Ge 
rn als Redacteur zweimal wegen Neal gu l 8 05 
ane durch die Preſſe geſtraſt worden, und dieſen Thalſachen gegen⸗ 
aube die Regierung es mit den beſtehenden Deichen win 15 gm, 
n fortbeſtehen laſſe. 
br 

deen, gegen bers babe der etent werfiohen. Die eee er del ea 
keinem Getier ſtärker hervor, als auf dem Gebiete des Unterrichts. Die Re⸗ 
ier ſei gegen den Petenten auch nicht ſofort 1 5 itten, ſondern ſie 
— 2 die Wahl gelaſſen, ſich feinem eigentlichen Wirkungsfreiſe, dem Un⸗ 
allein wieder zuzuwenden, oder auf denſelben zu verzichten, um als 
Redacte wirken zu können. Er bitte das Haus, dieſen Standpunkt anzuer⸗ 

kennen und den Comm.⸗Antrag abzulehnen. 

Abg. Frengel: Der Art. 22, 26 u. 112 der Verfaſſungs⸗Urkunde ſeien 
wer nicht begreifen könne, daß dadurch die Cabi⸗ 
| 1834 aufgehoben jei, nicht logiſch denken ſönne 

lle. Recor Markus ſei gewilermaren Gewerbtreibender, Schul⸗ 


15 e e e e da bier of woc ene e 
1 7 4 


r der Jugend müſſe Achtung vor der 


Der 
e Einnahme er aufepfern miſſe; die Redaction trug ihm weniger ein; 
) i e Re auf. Seine pale Aicher eugung habe er nicht geändert. 
Der Miniſter e die Wü über die Dar usſche Töchterſchule getroſt 
dem gumbinner Publikum jelbit überlafien; was dort zu den höheren Stän⸗ 
15 95 110 das ſeſep ausſchleflich Beamte. Die politische Ueberzeugung des 
Rector Markus hab? bei denſelben feinen Anſtaß erregt; hätte ſie das, ſo 
wäre fete Ei längſt eingegangen; die Beamten der binner Regie⸗ 
Kung. eien ſchwerlich dom demokratiſchen Gifte inficitt, Ver Regier.⸗Rath 
d. Bonin habe fürzlich dort einen conſerb. Verein ftiften wollen zehn Regie⸗ 
5 de, Ein. ittergutsbeſitzer, ein Landraths bote, ein Gexichts⸗Executor 
hatten ſich auf feine Einladung a l als Hr. b. Bonin von „Wer: 
3 Wer ne“ geſprochen, 2 ein Rath wuthend aufgeſprungen: Er wolle 
ine Verſaſſung, und dieſer Rath und Andere hätten ſich entfernt, ſo daß 


paßt 
niſter den Markus beſchuldigt, er ſei wiederholt wegen Beleid 
leumdun 
das Erkenntni 2 
dem Haufe; nach demſelben fer der Thatbeſtand als wahr und nur einige 


N 
den. Er hoffe zwar nicht, daß der Beſchluß des Hauſes dem Markus helfen 
werde; aber die Genugthuung müßte ihm wenigſtens werden, daß das Haus 
das, was ihm geſchehen, durch ſein Votum als eine politiſche Maßregelung 


umbinnen beſchwert ſich, daß er in Folge der ihm durch ein Reſcript ] J 


worden wäre (Heiterkeit). Solche Leute 
ter anvertrauten. Weiter habe der Mi⸗ 
g und Ver⸗ 
umbinner Regierung beſtraft. Letzteres ſei nicht wahr, 

des inſterburger Appellations⸗ Gerichts überreiche er 


ammlung dadurch gefi 
ſchon auf, wem ſie ihre 


der 


Ausdrücke als beleidigend angenommen. Würde die Staatsanwaltſchaft nur 
eo, für die Ehre der Bürger wie für die Miniſterien ſorgen, fo müßte das 
kiniſterium wegen Verleumdung des Markus angeklagt und verurtheilt wer⸗ 


ſtemple. (Bravo. 5 4 

Cultus miniſter v. Mühler will es der Commiſſion ſelber überlaſſen, 
ſeine Vertheidigung gegen die vorgebrachten Anſchuldigungen zu vertheidigen; 
er habe nur en vorgetragen, und zwar, wie es im Commiſſions⸗Be⸗ 
richte ſelber enthalten ſei; der Vorwurf der Unrichtigkeit würde demnach den 
Bericht ſelber treffen. Abg. Schulz (Borken): Die Sache müſſe rein 
fachlich behandelt werden, nicht nach ſubjectiven Anſchauungen. Wenn die 
Commiſſion nachzuweiſen ſuche, daß die Cab.⸗Ordre von 1834 durch die Ver⸗ 
afına aufgehoben fei, ſo behaupte er vielmehr, daß nach Art. 112 der Ver⸗ 
ung auch für das Unterrichtsweſen noch die früheren Beſtimmungen in 
Kraft ker, Unmöglich könne die Gründung von Privatlehranſtalten abſo⸗ 
lut unabhängig ſein von den Behörden; ſie würden damit in die Kategorie 
des Gewerbes hinabſinken. Was die faktiſche Seite der Angelegenheit be⸗ 
treffe, jo meine er, die Leitung einer höheren Töchterſchule und die Leitung 
einer ultrademokratiſchen Zeitung erforderten ganz unverträgliche Eigenſchaf⸗ 
ten; eine öffentlich zur Schau getragene extreme politiſche Richtung des be⸗ 
treffenden Schulhalters biete keinerlei Bürgſchaft dafür, daß in ſittlicher Hin⸗ 
ſicht die Bildung der erwachſenen Jugend geſichert ſei. Seines Erachtens 
würde die Regierung beſſer gethan haben, dem Petenten einfach die Con⸗ 
ceſſion zu e ſtatt, wie ſie gethan, Milde walten zu laſſen; da dem 
nun aber einmal ſo ſei, ſo ſolle das Haus dieſer Milde nicht entgegentreten. 
Abg. Richter. Wenn man die Thatſachen im richtigen Lichte betrachte, 
ſo ergebe ſich, daß gegen den Rector Marcus als Schulhalter durchaus 
nichts vorliege, wie auch die Regierung ausdrücklich dadurch anerkenne, daß 
fie ihm die Cönceſſion nicht, wie der Vorredner wünſche, 1 habe. 
Darin liege die Anerkennung, daß ſittliche Tüchtigkeit möglich ſei, auch wenn 
die politiſche Geſinnung nicht mit den Regierungsanſichten ſympathiſire. — 
Wenn der Reg.⸗Comm. in der Commiſſion don dem Redacteur eines hoch 
demokratiſchen Blattes geredet habe, ſo gemahne ihn das Wort an das „Hoch⸗ 
eboren“ und Aehnliches, und er wolle glauben, daß damit nichts weiter ge: 
agt ſein ſolle, als: das Blatt werde au eine noble, hochgeborne Weiſe ver 
digirt 1 Uebrigens ſei der dortige Regierungspräſident, welcher 
das Blatt zweimal verwarnt habe, der beſte Cenſor, und dieſer erkenne aus⸗ 
drücklich in ſeiner erſten Verwarnung die „gemäßigte Haltung“ deſſelben an; 
nur weil das Blatt einen Beſchluß der berliner Stadtverordneten und die 
Reſolution einer Urwähler⸗Verſammlung in Königsberg, mitgetheilt —, 
ſei die erſte Verwarnung erfolgt. Die zweite ſei motivirt durch die 
Angabe, daß das Blatt ſich „Aufreizung zu Haß und Verachtung“ habe zu 
Schulden kommen laſſen; er müſſe hierbei unwillkürlich an einen gewiſſen 
Schulrath denken, der noch jüngſt in dieſem Hauſe geſeſſen, der in ien 
Fache der Aufreizung ꝛc.“ das Höchſte geleitet das man ſich denken könne, 
und den darum noch Niemand ſeiner Schulrathsſtelle habe entſetzen mögen. 

Ges wahr! Bravo!) 2 
enn man jo gern auf das frühere Jahrhundert zurückblicke mit der 
Behauptung, es mühe bier oder da beim Alten bleiben, jo möchte er das 
Cultusminiſterium bitten, doch nicht immer retroſpeetiv zu verfahren, 
ſondern endlich einmal auch an die Zukunft zu denken (Heiterkeit). Die Re⸗ 
ierung möge allerdings 7 ſein, den Redacteur eines Blattes als 3455 
ür mag zum Schulhalten zu erflären, — ftelle fie doch umgekehrt den 
Lehrer in allen politiſchen Fragen mit den abhängigſten Staatsbeamten auf 
gleiche Stufe: er müſſe entweder mit dem Miniſterjüm gehen, oder fein Amt 
gefährden; ob die, welche ſich fügten, an Achtung dor ihrem ſittlichen Charak⸗ 
ter gewonnen, möge ſich jeder ſelbſt beantworten. Er dürfe hier nur an den 
alten l in Stralſund, einen Veteranen der Freiheit skämpfe, erinnern, der 
nach der Anſicht der Regierung auch an ſeinen ſittlichen Charakter verloren 
haben une 1 78 gut.) Gerade wer die Lehrer vor dem Verluſte ihres 
ſittlichen Charakters bewahren wolle, der müſſe für den Commiſſions⸗Antrag 
ſtimmen. enn der Vorredner Coneeſſionsentziehung gewünſcht Babe, fo 
frage ſich, mie weit dabei würde gegangen werden ſollen; in den funfziger 
abren z. B. habe ſich dergleichen den Diſſidenten gegenüber, bis auf 
anftalten erſtreckt (ſehr gut). . N 5 
Er meine aber, es habe im vorliegenden Falle die 1 gar keinen 
Grund zur Conceſſionsentziehung ehabt, denn es habe ſich nicht um einen 
Mangel an Sittlichkeit gehandelt, 1 755 um politiſche Mißliebigkeit. Aller⸗ 


ade⸗ 


dings 1 8 im Munde des Miniſters ſittlich und politiſch Synonyma zu 
fein. Der allgemeine Grundſatz: „alle geſetzliche Be ih beſtehen fort, 
die Verfaſſung aufgehoben find” müſſe auch für Art. 112 der 


Verfaſſung gelten, ſelbſt wenn man mit Herrn b. Gerlach der Verfaſſung nur 
den Charakter eines jeden gewöhnlichen Geſetzes beilege. — Was die vom 
Vorredner n Milde der Regierung den Petenten gegenüber betssfie 
jo jet dieſelbe nur eine Umhüll 10 . ärte, un Bitte DR n= 
nahme der Comming nung 9 ravo.] — Der luß der Debatte 

f e (Lüben) befürwortet unter Hinweis 


wird beantragt und angenommen. 

Der Verichterſt tter Abg. Baſſ 1 { u 
auf die beredten Ausführungen des Abg. Richter den Commiſſions⸗Antrag. 
— Cultusminiſter v. Mühler bemerkt perſönlich, ſeine Erklarung ſei von 
dem Berichterſtatter nicht richtig aufgefaßt worden; er halte Art. 112 der 
Verfaſſung aufrecht in der Bedeutung, welche ſein Commiſſar in der Com⸗ 
miſſton entwickelt habe. x 2 

Der Antrag auf Tagesordnung wird mit großer Majorität abgelehnt und 
darauf der Commiſſions⸗Antrag angenommen. 

Ueber die bekannte Petition des Lehrer Wander zu Hermsdorf, der ſich 
zum zehntenmale an das ee wendet, wird dem Antrage der 
Commiſſion gemäß, ohne Debatte der Uebergang zur Tagesordnung be⸗ 


die Ai dur 


oſſen. 
an zweite Petitionsbericht der Gemeinde-Commiſſion wird ohne weitere 
Debatte den Anträgen der Commiſſion gemäß erledigt. . 

Der fünfte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Petitionsbericht der 
Juſtiz⸗Commiſſion. Zu der Petition der Rittergutsbeſitzer Timme und Faber, 
welche die ee des ſogenannten Homagial⸗Eides in der 8 eſt⸗ 
preußen in wiederholte Anregung bringen, und deren Ueberweiſung zur Be⸗ 
rückſichtigung die Commiſſion beantragt, nimmt das Wort der Abg. Blan⸗ 
fenburg: er könnte ſich nur einem Antrage auf Reviſion des Homagial⸗ 
Eides, nicht aber auf Aufhebung auſchließen. Referent Abg. Pflücker ver⸗ 
weiſt zur Rechtfertigung des Commiſſions⸗Antrages auf den Bericht. Der⸗ 
ſelbe wird darauf mit großer Majorität angenommen. 

Die Petition des Gerichtsaſſeſſors Wilhelmi, betr. die Stellung der Ge⸗ 
richtsaſſeſſoren, wird auf Antrag des Ref. Abg. Schulz (Herford), der den 
nachträglichen Eingang noch dreier denſelben Gegenſtand betreffenden Peti⸗ 
tionen anzeigt, von der ee abgeſetzt. — Die übrigen Petitionen 
werden den Anträgen der Commiſſion gemäß ohne Debatte erledigt. 

Der ſechſte und letzte Gegenſtand der Tages⸗Ordnung iſt der Petitions⸗ 
bericht der Unterrichtscommiſſion. Zu der Petition des Vorſtands der Juden⸗ 

emeinde zu Obornik, „betreffend die Anſtellung eines jüdiſchen Elementar⸗ 
ſehrers reſp. die Trennung der Juden von den Evangeliſchen zu einem be⸗ 
ſonderen Schulverband“, — die Commiſſion beantragt Tages-Orbnung — 
nimmt das Wort Abg. Langerhanns, indem er ſich gegen die Motivi⸗ 
rung der Commiſſion wendet, die ihren An da 
nach durch die Verfaſſung beſeitigte Geſez vom 23. Juli 1847 
habe. Mit dem Antrage ſelbſt ſei er einverſtanden, da er das Verlangen der 
Petenten nicht den Intereſſen der Juden entſprechend halte und für bolljtän: 
dige n der Schule von der Kirche ſei. 


Abg. Dr. Möller berichtigt als Correferent Namens des abweſenden 
Referenten den Vorwurf des Vorredners gene die Motivirung der Commiſ⸗ 
ſion durch Hinweis fassung, wonach in Betreff der 

ältniſſe das Geſetz vom 23. Juli 1847 noch Geltung 


in Rede ſtehenden V } 4 
habe. 9 lons⸗Antrag wird hierauf ohne Widerſpruch angenom- 
Weiſe der ganze Bericht erledigt. 


men und in derſelben rlebng 
Damit fälle die Sizung um 3 Uhr. Nächſte Sitzung: Montag 10 Uhr. 


Tagesordnung: Militäretat. 


1 112 der 


r 3 * — . ( —„— 


5 Meteorsiogifihe Beobachtungen. 
Yun a aka ha 7 5 252 g * u * r — — — 
e e, nn an 
b der e ſt an d “ig | ropprter. l e Wetter 
Breslau, 5. Jan. Jen e e 831 ©0071 Gele. 
9, Sam. 6 u wg 8691 1128 | EM. Nebel. 


Breslau, 6. Jan. [Waſſer ganz. Om. 13 F. 5 g. U- U. 1 F. 2 ;. 
Eisſtand. 


„ 5. Jan., Nachm. 3 Uhr. Das Geſchäft „ Die 
ve begann zu 66, 70, hob ſich auf 66, 75, je auf 66, 60 und ſchloß uns 
0 zur 
Si lub: Court e: Zproz. Rente 66, 65. Italien, 5proz, Rente 71, 60. Ital. 


neueſte Anl 
Staals⸗Eiſenb.⸗Aktien 400, —. 


Wetter kalt und ſchöͤn. Conſols 91. 
proz. Ruſſen 92. 


trag auch auf das ſeinee Meinung 
egründet | Erbſen 


| e Eourfe und 
er Courſe un ee 


Notiz. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 91% eingetroffen. 


eihe —. Zproz. Spanier —. 11103, Spanier 7 50 Oeſterr. 


Eredit⸗Mobilier⸗Aftien 1037, Lomb. 


Silber 61%. Türk. Conſols 47%. 
Iproz. Spanier 46%. Meritaner 36%, 
Reue Ruſſen 85. Sardinier 85. Hamburg 3 Monat 
13 Mk. 7½ Sch. Wien 12 Fl. 45 Kr. 5 

Wien, 5. Jan., Nachmitt. 12½ Uhr. Schranken eg Aal öpron. 
Metallinues 72, 30, 4 proz. Metalliques 64, —. 1854er Yonfe 90, 50. 
Bank⸗ Aktien 783, —. Nordbahn 171, 30. National ⸗Anlehen 79, 70, 
Credit⸗Aktien 178, 60. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Cert. 186, 50, London 
120, 40. Hamburg 91, —. Paris 47, 60. Gold —. Bobmiſche Weite 
bahn 153, 50. Neue Looſe 136, 80. 1860er Looſe 91, 60, Lomb. Eiſen⸗ 


bahn 247, —. g : 

rer 5. Jan., Radm. 2 Ubr 30 Min. Wenig Geſchäft; anfangs 
matt, wurde später feſter. Valuten, beſonders lang London, matt. Ge 
reichlicher. Wetter ſchön, kalt, noch ehe etwas milder; der Barometer war 
fine Kleinigkeit gefallen. Die Dampfſſchiffe Löfchen in Gluckſtadt. Schluß⸗ 
Fourſe: National⸗Anleihe —. Oeſterreich. Eredit⸗Aktien 72, Vereins⸗ 
ank —. Norddeutſche Bank 101%. Abeiniſche 91%, Nordbahn 53%, 
Disconto 4, 4. Wien 94. Petersburg 2974. ? 

Hamburg, 5. Jan. [Getreidemarkt.] Weizen und Roggen loco 
kleines Detailgeſchäft zu unveränderten Preiſen. Weizen 0 0 ab däni⸗ 
ſche Inſeln 2 Thlr. 5 gehalten, letzte billigſte Offerten geboten. Oelſhöher, 
Mai 25, Okt. 24%. Kaffee eher hoher, beſonders aracaibo. Zink verkauft 
Januar⸗Februar⸗Lieferung 2000 Ctr. zu 12% 

Liverpool, 5. Jan. [Baumwolle.] 
matt und unverändert. 


Fiſenb⸗Aktien 517, 50. 
London, 5. Jan, Nachm. 3 Uhr. 


SO DEE I 


6,000 Ballen Umfap. Preiſe 


mare Sen 


2 vr 
Berliner Börse vom 5. Januar 1864. 9 
Fonds- und 8 Eisenbahn-Stamm-Aotion. > 
Freiw. Staats-Anl. . . a % 2. ividende pro 1881 1862 Zt. 
Btaats-An}. von 1888/5 [104% bz 2 a 3% 30% d 
dito 1850. 52]4 104 ba. Aschen-Mastrich 2 1 
ee E Amsterd-Rottd. | 50% 6 ti 
4318 188004 FTC bs. Bartz.- Märkische] 644 | 6 d 
Ks 1837144219032 Da. Berlin-Anhalt., | 8%]. 9 . 
ito 0 2 Berlin-Hainbure] 80 a 
dito 188 J 78109 K b Berl.-Potad.-Mg. II, Ii 
dito » 186914, [08 ba. Berlin-Stettin. . [7 Yen |? Yan 7 
Stants-Schuldscheine 3/87 % bs. Böhm. Westh Ai n 
Prüm. Anl. von 1 119½% B. Braslan-Freib..... 6% 8 N 
Berliner Stadt-Obl. . 100 bz. Oöln-Minden, hai 12% - 
3/ Kur- u. Noumärk.[3%, 1874, . | Gosel-04% u 4. 4 fi 
Pommersche. ‚1344187 br. 1 00 SL Prior! — 1 
& ]Posenscha...... 4 los B. als tt ja eg (EN 1 
F Ubi. nase Ih 6 B. Lndwgsh-Bexb:| 8, | 9 - . 
Sf, dito none. 33%, B. Magd. Halborat. 227648 ½ 5 
Schlesische 3½ 2% B. Magd. Leipzig. . 7/7 8 
„Kur- u. Neumärk.j4 %% 8. Magd.-Wiltenbg. 1911 1 
(Pommersche. 44 4% 8 N Malns-Ludwgoh. 71 * 7K. N 
& Posensche 4 193%, G. Mecklesburger. | 2 2 ut 
3 /Pronssische. . 4 [96% ©. f 1 \ N 
— inla 54 Neisse- Brieger. 35 4 80 9 
Dee i ba, Niodrschl-Märk| 4 | 4 : 
8 Sächsische 97 6. Niedrschl.Zwgb| 11% 8 
@& \öchlesische, .... 4 197, B. Nord., Er. Wil. 31 3 
Louis d'or 1104 G. Oos. Bankn. % bz. Dersohles, A., Ireen 
Goldkronen 9.6 h __|Poln.Bankn. 28 N. 6. dito E., 155 10 1 
— Ausländische Fonds. Fee RER ‚oH> 
rn: Matalli 8 — a Osstk.sü AL 1 1 i 
ito Fat.-Aul. . 2 in- Tarte 0 
dito Tott.-A. v. 30e 785 64% ba er 5 6 | 
dito 54er Pr.-A. |4 [72% B. dito Sta ee 5 6 1 
dito Eisenb.-L. .| 78 bz. bei- Nahahabn suis { 
N deere 5 186% bz u. B Ahr. rf. F. Gldb. ] 870 4% 5 1 
dito Ka -_ a n | 
1 4 Atargar -wesen \ 
dito Poln. Sch,-On.J4 701, ba. u B. i . 4 6% 7% 
Boln. Plandhr 2 1 * * ! 
äite M Em 0% dau- 5, Er; 1 
Poln. Obi. a & . N etw bz. ank un 2. 1 
ben ta 5 m h d Industrio-Papiere. \ 
dio 4 200 Fl. — Berl. Kassan-V.| 54% 
Kurhesa. 40 Thlr.. „.|— 35 etw. bs. l 4 a 
1 9058. ank. . g 
5 . — Danziger Bank N 
n armst. Zettelb. 
Zerg. Märkische. = Geracr Bank... ! 
Gothaer „ Feu 
Hannayer *. 2 5 j 
Oos Min a nee. = | Sf a 
4 | Königsbörger B.| 5; ı 
0. Luxemburger B.|10 |1 4 
5 Magdeburger B. | 3 0 1 
. Pogener Bank Sa#| ir 1 
ito IV. be, | 788 1 
008.-Oderb, (Wilh.). 5 ; 2 18 4 1 
10 a eu * * A 
weder e e 8 n. | Berl. Hand.-Gas.| 5 | 9 4 N 
dito III. 4 . Coburg. Oredb. A., >» | 8 \ 
„ 100 6. N Darmatädier „86 
Niederschl, Zweigb.. Dessauer — 1 
Lit G. % [100% bz. Diso.-Com.-Ant.| 6 ip k. u 
Oberschles. A.. 4 6½ B. Genfer Oredb.A|2 | 344 44% (b | 
F 3½%3½ 6. Leip iger „ [3 4 l 8. ib Br! 1 
dito C. u. DA 199% b. in he 13 e ba. | 
dito . 81 ba. MoldauerLäs.-B.| — 2% 30 etw. be u B. 0 
dito F.. 1210 Oentert,Oredp. A. 2 Se 7 % b) ! 
dest, Frans... 4 418246240 % b. Schl. Bank-Ver.| 6 6 % i000 h. ö 
Oest. ep St.- B.. 250 bz. u. Seren 14 17 0 ö 
Rhein. v. St. gar. ne ee B. 
Rhein.-Nahe-B, gar 4 - — Fbr. v. Eiaenbbdf. — | — i 193% ba. 
Wechsel- Course. 
Amsterdam 350 Fl. 10 T. 141 % bx. Augsburg 100 Fl. 2 M. 
dito dito 2 M. 1 br. Leipzig 100 Thir. ....|8 F. 
Hamburg 300 Mk.. 8 T.]151%, be. to dito 2 M. 
dito dito 2 . 180 be. Frankfurt a. M. 100 Fl. 2 M. 
London 1 Lt... 4 M. 6. 18½ bs. Petersburg 100 9,-R.. .|3 W. 
Paris 300 Fres +» 2M 1396 ba dito dito 3 M. % 
Wien 150 Fl.... . fl. T. 82 5, Warschau 90 $.-R, 6 T. 
dito dito 2 M. 81 ½ ba. Bremen 100 Thir. BT. 


*, Werden vom I. Januar c. an mit 3% Zinsen gerechnet, 


# Breslau, 6. Jan. Wind: Nord⸗Oſt. Wetter: Froſt, bewölkt. Ther⸗ 
mometer Früh 11 Kälte. Der Geſchäftsverkehr blieb df eutigen Mate 
wie zeither bei wenig belangreichen Ange oten beſchränkt. 

Weizen ſchwach beachtet, pr. 84 Pfd. weißer 52— 67 Sgr., gelber 52 
50 Sgr., feinſte Sorten über Notiz bez — Roggen in feiner Waare 
beachtet, Pr. 84 Pfd. 39 — 42 Sgr., feinſter bis 43 Sgr. — Gerſte 
ſchwer berkäuſlcch, pr. 70 Pd. weſße 35-37 Sgr. gewöhnliche 30-84 She. 
Hafer ſeſt, pr. 50 Pfd. 27 — 29 Sgr. — Erbſen wenig beachtet, — 
Wicken ſchwach beachtet. — Schleſiſche Bohnen ſüll. — Schlaglein 


ee wenig angeboten. — Ra pskuchen wenio | 
gefragt, — gr. pr. bir, > 
35 Sgr. pr. Schff, Sgr. Pre N. 
Be ame 1 ri. 27 Saad S 5 — 17 
elber Weizen 256 pr. Dada 150 5 
Roggen 39—41—43 Schlag⸗Leinſaat. 3 165 1 
ee r d e 30—33—37 Winter⸗Ra ps. 182—192—2 
rr 26—28—30 Winter- bf ur. 170—180—E 
D 44—48—52 Sommer⸗Rübſen. . 145—155—1 


rothe bb, 


Thymothee fehlt, 6-8 Thlr. pr. 
Kartoffeln pr. Sad 8 150 Mid Nad 506 Sgr., Metze 1411 Sgr. 


Telegraphiſche Depeſche. 

Berlin, 6. Jan. (Morgens). Nach kopeuhagener Ber 
richten huldigte der Herzog Carl von Glücksburg, Bruder 
König Chriftians, dieſem als König von Dänemark und Her⸗ 
zog von Holſtein. Dem Herzog Carl iſt das Prädikat „könig⸗ 
liche Hoheit“ verliehen worden. — Nach der „Flensburger 
Ztg.“ iſt der Landvogt 9 Krogh zum Miniſter für Schleswig 
ernannt, und bereits uach Kopenhagen abgereiſt. 

(Angekommen 10 Uhr Vorm.) (Wocſs T. B.) 


Verantwortlicher Medacteur: Dr. Stein. 
Dru ben Gaz, Barth und Gomy. Ab. frieheich) in Bredlau, 


